
C. BEWERTUNG
Das „Gesetz über den Rechtsschutz bei überlangen Gerichts-
verfahren und strafrechtlichen Ermittlungsverfahren“ ist an-
gesichts der aktuellen EGMR-Rechtsprechung ein notwendi-
ges Gesetz.19 Ob es auch hinreichend ist, erscheint weniger
klar. Es sind Zweifel erlaubt, ob das Gesetz in seiner täglichen
Anwendung den in der Rechtsprechung des EGMR formu-
lierten Anforderungen an einen sowohl nach dem Gesetz als
auch in der Praxis wirksamen Rechtsbehelf gegen überlange
Verfahren gerecht werden wird.

Zunächst ist zu konstatieren, dass sich die präventive Wir-
kung des Gesetzes als sehr begrenzt darstellen dürfte. Mittel-
bar mag es vorbeugende Wirkung entfalten, indem es im
Angesicht drohender Entschädigungszahlungen Anreize für
eine bessere personelle Ausstattung der Justiz setzt und der
einzelne Richter nach Erhebung einer Verzögerungsrüge in
Erwartung eines nachfolgenden Entschädigungsprozesses in
der Regel versucht sein wird, das Verfahren nach Kräften zu
fördern. Der Anspruch auf gerichtlichen Rechtsschutz in an-
gemessener Zeit ist aber auf der Primärebene rechtlich nicht
durchsetzbar, da die Verzögerungsrüge als Obliegenheit und
nicht als Rechtsbehelf ausgestaltet wurde. Das Gericht des
Ausgangsverfahrens muss die Verzögerungsrüge nicht be-
scheiden, zudem besteht bei Nichtabhilfe keine Beschwerde-
möglichkeit.

Der Schwerpunkt des Gesetzes liegt daher auf der Kom-
pensation erlittener Nachteile. Dem steht die EMRK nicht per
se entgegen, auch wenn der EGMR hervorgehoben hat, dass
eine auf Vorbeugung setzende Regelung absolut gesehen die
beste Lösung wäre.20 Es könnte sich aber als ein strukturelles
Problem erweisen, das einer restriktiven Auslegung der An-
spruchsvoraussetzungen Vorschub leistet, dass teilweise das
Entschädigungsgericht mit dem Gericht identisch ist, das in
dem als überlang beanstandeten Verfahren entschieden hat.

Bei einer derartigen Zuständigkeitsüberschneidung der Ober-
gerichte der Länder besteht nach § 201 II 3 GVG zumindest
die Möglichkeit, einen Rechtsbehelf einzulegen. Anders sieht
es hingegen aus, wenn es in einem Verfahren vor einem Bun-
desgericht zu einem unangemessen langen Verfahren gekom-
men ist und dieses dann selbst erst- und letztinstanzlich über
den Entschädigungsanspruch zu befinden hat.

Kritikwürdig erscheint zudem auf der Rechtsfolgenseite die
Beschränkung auf eine „angemessene“ Entschädigung sowie
die zu den Nicht-Vermögensnachteilen gefundene Regelung.
Angesichts der chronisch unterfinanzierten Länderhaushalte
ist aufgrund dieser Regelung zu befürchten, dass in der Praxis
eine Entschädigung in Geld allzu häufig und über die in der
Rechtsprechung des EGMR anerkannten Fälle hinaus durch
eine schlichte Feststellung der unangemessenen Dauer des
Verfahrens ersetzt werden wird. Überdies erscheint es doch
sehr fraglich, ob dies dem tatsächlichen Interesse der An-
spruchsteller entspricht.

Alles in allem dürften weitere Verurteilungen Deutschlands
durch den EGMR wegen überlanger Verfahren nach Inkraft-
treten des „Gesetzes über den Rechtsschutz bei überlangen
Gerichtsverfahren und strafrechtlichen Ermittlungsverfahren“
daher zwar unwahrscheinlicher geworden sein, ausgeschlos-
sen sind sie freilich nicht. Insoweit dürfte sich die in der
Gesetzesbegründung geäußerte Erwartung, dass künftig nicht
mehr mit Kosten für die öffentlichen Haushalte aufgrund der
Urteile aus Straßburg gerechnet werden müsse,21 als zu opti-
mistisch erweisen.

19 Steinbeiß-Winkelmann ZRP 2010, 205; Beukelmann NJW-Spezial 2010, 632 (633).
20 EGMR NJW 2006, 2389 (2390).
21 Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 12.8.2010 zum Gesetz über den Rechts-

schutz bei überlangen Gerichtsverfahren und strafrechtlichen Ermittlungsverfahren,
S. 26.
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& SACHVERHALT
Auszug aus dem Mandantenakt der Rechtsanwältin Dr. Kieslinger mit Sitz in Rosenheim

Aktenvermerk:
Mandantenangaben bei der Vorsprache am 21.3.2011

Herr Jakob Fischbacher ist Vollerwerbslandwirt in der Gemeinde Amerberg im Landkreis
Rosenheim in Oberbayern. Er führt Folgendes aus:

* Der Autor ist Oberregierungsrat bei der Regierung von Oberbayern – Luftamt Südbayern – in München und im Nebenamt als
Arbeitsgemeinschaftsleiter für Rechtsreferendare tätig. Die vorliegende Aufgabe entspricht nach Art und Schwierigkeit den
Gepflogenheiten der Zweiten Juristischen Staatsprüfung in Bayern. Bearbeiter in anderen Bundesländern können statt der Prüfung
und Darstellung der aufgeworfenen Rechtsfragen im Rahmen der zu erstellenden Schriftsätze diesen ggf. auch eine umfängliche
gutachtliche Prüfung voranstellen.
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„Ich betreibe im Außenbereich der Gemeinde Amerberg einen ca. 50 ha Acker- und Grünland
umfassenden landwirtschaftlichen Betrieb. Für die Errichtung der Hofstelle, bestehend aus
einem Betriebsleiterwohnhaus und einigen Betriebsgebäuden, auf dem damals noch ungeteilten
Grundstück Fl.Nr. 100 der Gemarkung Amerberg hat das Landratsamt Rosenheim im Jahr
1985 eine bestandskräftige Baugenehmigung erteilt. Zwischenzeitlich wurde der Bereich des
Betriebsleiterwohnhauses neu vermessen und vom bisherigen Betriebsgrundstück abgeteilt.
Eigentümer des dadurch entstandenen neuen (Teil-)Grundstücks Fl.Nr. 100/1 ist mein Vater
Joseph Fischbacher, der das Haus zusammen mit seiner Ehefrau, meiner Mutter, bewohnt. Ich
habe den gesamten landwirtschaftlichen Betrieb von meinem Vater am 1.5.2010 im Wege der
vorweggenommenen Erbfolge übernommen und bin seither – mit Ausnahme der Fl.Nr. 100/1
– Eigentümer sämtlicher Grundstücksflächen des Hofes. Die Fl.Nr. 100/1 hat sich mein Vater
im Zuge der Betriebsübernahme als Wohnhaus zurückbehalten. Auf der im Juli 2010 neu
vermessenen Teilfläche Fl.Nr. 100/2 beabsichtige ich nunmehr selbst ein neues Betriebsleiter-
wohnhaus mit einer Größe von 130 qm für mich und meine Familie zu realisieren.

Auf meinen Antrag vom 22.1.2010 hin erteilte mir das Landratsamt Rosenheim für das damals
noch ungeteilte Grundstück Fl.Nr. 100 mit Bescheid vom 8.4.2010 einen (bestandskräftigen)
Vorbescheid für den Neubau eines Einfamilienhauses (Betriebsleiterwohnung). Im Vor-
bescheid wurden die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit, die Erschließung hinsichtlich Zufahrt
und Wasserver-/-entsorgung sowie Lage und Dimension des Baukörpers geprüft. Der Vor-
bescheid war mit verschiedenen Nebenbestimmungen versehen. Unter Nr. 3 findet sich dort
folgende Regelung:

‚3. Im Baugenehmigungsverfahren ist eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit zugunsten
des Freistaates Bayern, vertreten durch das Landratsamt Rosenheim, in Gestalt eines Woh-
nungsbesetzungsrechts – im Grundbuch einzutragen an erster Rangstelle – nachzuweisen.
Danach darf das zu errichtende Gebäude nur als Wohnung für den Betriebsleiter des bestehen-
den landwirtschaftlichen Betriebs, jeweils einschließlich seiner Familienmitglieder, genutzt
werden. Jede andere Nutzung ist nur mit Zustimmung des Freistaates Bayern, vertreten durch
das Landratsamt Rosenheim, zulässig.’

Auf meinen Bauantrag vom 23.11.2010 hin, gerichtet auf Neubau eines Einfamilienhauses
(Betriebsleiterwohnung) auf dem (neuen) Grundstück Fl.Nr. 100/2, erteilte mir das Landrats-
amt Rosenheim mit Bescheid vom 16.2.2011 eine entsprechende Baugenehmigung. Folgende
Nebenbestimmungen waren als Nr. 4 und 5 Bestandteil der Baugenehmigung:

‚4. Wohnungsbesetzungsrecht: Vor Baubeginn ist dem Landratsamt Rosenheim – Bauabteilung
– eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit zugunsten des Freistaates Bayern, vertreten
durch das Landratsamt Rosenheim, vorzulegen, wonach das zu errichtende Wohngebäude nur
als Wohnung für den Betriebsleiter des auf dem Grundstück Fl.Nr. 100, Gemarkung Amer-
berg, bestehenden landwirtschaftlichen Betriebes, jeweils einschließlich seiner Familienmitglie-
der genutzt werden darf. Jede andere Nutzung ist nur mit Zustimmung des Freistaates Bayern,
vertreten durch das Landratsamt Rosenheim, zulässig. Die Eintragung dieses Wohnungsbeset-
zungsrechtes in das Grundbuch ist an erster Rangstelle vorzusehen.

5. Zwangsgeldandrohung: Falls die Verpflichtung unter Nr. 4 dieses Bescheides nicht frist-
gerecht erfüllt wird, wird ein Zwangsgeld in Höhe von 1.000 EUR zur Zahlung fällig.’

Der Bescheid wurde mir am 18.2.2011 als Einschreiben-Übergabe zugestellt.

Ich halte die Nebenbestimmungen Nr. 4 und 5 der Baugenehmigung für rechtswidrig.
Durch die Baugenehmigung vom 16.2.2011 wird kein zweites Wohnhaus für meinen Hof im
Außenbereich genehmigt. Dies ergibt sich aus dem Umstand, dass mir das mit dem bisherigen
Betriebsleiterwohnhaus bebaute Grundstück Fl.Nr. 100/1 – im Gegensatz zu allen anderen
Hofgrundstücken – nicht übertragen wurde, sondern im Eigentum und Besitz meines Vaters
verblieb. Damit ist dieses Grundstück endgültig aus dem zum landwirtschaftlichen Betrieb
gehörenden Flächenbestand ausgegliedert worden. Da folglich zum hier maßgeblichen Zeit-
punkt der Stellung des Bauantrages für die in meiner Verfügungsmacht stehende Hofstelle kein
Betriebsleiterwohnhaus vorhanden war und sich daran auch nach wie vor nichts geändert hat,
steht mir nach meinem Dafürhalten für das iSd § 35 I Nr. 1 BauGB privilegierte Bauvorhaben
ein Anspruch auf Erteilung einer Baugenehmigung ohne die belastende Nebenbestimmungen
Nr. 4 und 5 zu. Als Betriebsinhaber muss mir doch die Möglichkeit gegeben werden, ein
Wohnhaus betriebsnah auf den zur landwirtschaftlichen Hofstelle gehörenden Grundstücken
zu errichten. Ein solches Wohnhaus dient der Landwirtschaft. Dem steht meines Erachtens
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auch nicht entgegen, dass mein Vater als ursprünglicher Betriebsinhaber bereits ein privilegier-
tes Betriebsleiterwohnhaus errichtet hat. Denn auf dieses Betriebsleiterwohnhaus, das ja gerade
im Eigentum des ursprünglichen Betriebsinhabers verblieben ist, kann ich nicht zurückgreifen.
Außerdem habe ich große Zweifel, ob eine Dienstbarkeit mit dem Inhalt, wie er in den
Nebenbestimmungen zum Vorbescheid und zur Baugenehmigung – noch dazu im Detail
uneinheitlich – vorgesehen ist, rechtlich überhaupt zulässig ist.“

Herr Fischbacher gibt den Auftrag, die Rechtslage und die Erfolgsaussichten eines Rechts-
behelfs gegen die Nebenbestimmungen Nr. 4 und 5 des Bescheids vom 16.2.2011 zu prüfen.
Im Falle hinreichender Erfolgsaussichten erteilt er Frau Dr. Kieslinger hierzu entsprechende
(Prozess-)Vollmacht und den Auftrag, den Rechtsbehelf in seinem Namen und Auftrag zu
erheben. Sollten sich die Erfolgsaussichten eines Rechtsbehelfs indessen nicht als hinreichend
erweisen, erbittet er ein Schreiben, in dem ihm die Rechtslage ausführlich erörtert wird.

Eine telefonische Nachfrage beim Landratsamt Rosenheim am 21.3.2011 ergab, dass der
Bescheid vom 16.2.2011 als Einschreiben-Übergabe am gleichen Tag zur Post gegeben und
dies so auch in den Akten vermerkt wurde.

Vermerk für die Bearbeiter:
Der Auftrag des Mandanten ist auszuführen. Der Sachbericht ist erlassen.
Es ist davon auszugehen, dass die tatsächlichen Angaben des Mandanten zutreffend sind.
Zustellung, Vollmachten und sonstige Formalien – insbesondere Rechtsbehelfsbelehrung(en) –
sind in Ordnung, soweit sich aus dem Sachverhalt nichts anderes ergibt.
Soweit die vorliegenden Informationen nach Ansicht der Bearbeiter für die Beurteilung des
Falles nicht ausreichen, ist zu unterstellen, dass eine weitere Sachaufklärung nicht erzielt
werden kann.

& LÖSUNG
Anschreiben an den Mandanten

Dr. Kieslinger
Rechtsanwältin

Herrn
Jakob Fischbacher

Rosenheim, den 30.3.2011

Rechtliche Überprüfung des Baugenehmigungsbescheids des Landsratsamts Rosenheim
vom 16.2.2011

Sehr geehrter Herr Fischbacher,

auftragsgemäß habe ich die Rechtslage geprüft und bin zu dem Ergebnis gekommen, dass die
Erfolgsaussichten einer Klage als sehr gering einzustufen sind. Ich habe daher von einer
Klageerhebung abgesehen.

Zwar hätte eine Klage gegen die Nebenbestimmungen Nr. 4 und 5 des Bescheids vom
16.2.2011 zulässigerweise in Gestalt einer Anfechtungsklage erhoben werden können; indes
wäre diese in der Sache voraussichtlich erfolglos geblieben, da sich die Nr. 4 und 5 der Neben-
bestimmungen zur Baugenehmigung vom 16.2.2011 als rechtmäßig erweisen und Sie daher
nicht in Ihren Rechten verletzt sind (§ 113 I 1 VwGO).

1. Vorliegend wäre nach § 42 I Alt. 1 VwGO die Anfechtungsklage statthaft gewesen.

Bei Nr. 4 der Nebenbestimmungen handelt es sich um eine Auflage im Sinne des Art. 36 II
Nr. 4 BayVwVfG.

Hinweis: Art. 36 II Nr. 4 BayVwVfG entspricht § 107 II Nr. 4 SchlHVwVfG. In den Verwaltungsverfah-
rensgesetzen der übrigen Bundesländer befindet sich entweder eine entsprechende Regelung oder es
wird auf den inhaltsgleichen § 36 II Nr. 4 VwVfG (des Bundes) verwiesen (§ 1 I BlnVwVfG; § 1 I
BbgVwVfG; § 1 I NVwVfG; § 1 I RhPfVwVfG; § 1 I LSAVwVfG; § 1 S. 1 SächsVwVfG).

Zulässigkeit

Statthafter Rechtsbehelf
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